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An:
Betreff: AW: Stellungnahme Landratsamt

Von: @Hohenlohekreis.de < @Hohenlohekreis.de>
Gesendet: Sonntag, 22. Januar 2023 17:58
An:  < @gemeinde-zweiflingen.de>
Betreff: BBP Am Ailhof, Zweiflingen; öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB; Ihr Schreiben 621.41/TW vom
24.11.22

Unser Zeichen: 50.4/621.49-2022-0018/wie

Hallo ,

wir bitten das Versäumnis nochmals zu entschuldigen und bedanken uns für die Fristverlängerung. In der beigefügten
Synopse wurde unsere Stellungnahme vom 9.5.22 zur frühzeitigen Beteiligung in großen Teilen berücksichtigt.
Zur aktuellen Planung nehmen wir wie folgt Stellung.

1. Immissionsschutz
mit den Antragsunterlagen wurde eine Synopse mit Stand vom 10.11.2022 vorgelegt.
Emissionen aus der Landwirtschaft
Zu diesem Punkt ist in der Synopse ein umfangreicher Behandlungsvorschlag vorhanden. Die einzige Information, die
daraus nicht abgelesen werden kann, ist, inwieweit bei den nicht mehr aktiven Hofstellen der Betrieb theoretisch
wieder aufgenommen werden könnte oder ob dies aus irgendwelchen Gründen nicht mehr der Fall ist weil z.B.
Verzichtserklärungen vorliegen.

Verkehrslärmemissionen:
Zur Ermittlung der Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet wurde eine Geräuschimmissionsprognose der RW
Bauphysik mbH & Co. KG mit Datum vom 13.10.2022 erstellt.
Darin wurden teilweise Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 im Tag- und Nachtzeitraum um
maximal 5 dB(A) parallel zum Straßenverlauf der L2330 im vorderen Baufenster ermittelt. Die Immissionsgrenzwerte
der 16. BImSchV werden nur in einem kleinen Teilbereich des ersten Baufensters um max. 1 dB(A) überschritten.

Die Begründung in der Synopse und auf S.21 der Begründung unter Ziffer 8.7 sollten angepasst werden. Dass bei
Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 zwangsläufig Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden,
ist nicht ganz richtig (vgl. ergänzende Hinweise zur Abwägung). Auch empfehlen wir, die Begründung um wichtige
Sachverhalte zu ergänzen, da die Schlussfolgerung - aktive Schallschutzmaßnahmen scheiden ohne nähere
Erläuterungen gänzlich aus, also müssen passive Maßnahmen erfolgen - zu kurz gegriffen ist. Der Lärmgutachten
formuliert nämlich unter Nummer 9 des Gutachtens richtigerweise, dass Art und Umfang der Schutzmaßnahmen im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens abzuwägen sind. Dies ist bisher nicht erfolgt.
Die Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen sollte immer das letzte Mittel sein, um einen gewissen
Schutzgrad herzustellen.
Im vorliegenden Fall könnten noch folgende Aspekte geprüft werden bzw. Argumente in die Begründung einfließen:

- Möglichkeit/Vertretbarkeit der Anpassung des Baufenster in dem kleinen Teilbereich, in dem
Überschreitungen der Werte der 16.BImSchV ermittelt wurden

- städtebauliche Gründe zum Ausscheiden aktiver Schallschutzmaßnahmen;
Kosten-Nutzen-Verhältnis zur Begründung der Wirtschaftlichkeit (vollständige oder nur teilweise Einhaltung
der Orientierungswerte mit Umsetzung aktiver Maßnahmen möglich, Durchgängigkeit von Wänden oder
Wällen gewährleistet etc.

- Werden mit Errichtung der Gebäude Fassaden und Außenwohnbereiche geschaffen, bei denen die
Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten werden?
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Die Rasterlärmkarten, die die freie Schallausbreitung zeigen, legen dies nahe. Die Werte der 16.BImSchV
werden dort sowieso eingehalten. Demnach könnten im letzten Schluss passive Schallschutzmaßnahmen z.B.
auf der lärmzugewandten Seite das richtige Mittel für die verbleibenden Überschreitungen sein, je nach
Argumentationskette des Plangebers.

Die Möglichkeit der Anordnung von schutzbedürftigen Räumen auf der lärmabgewandten Seite wurde in den Textteil
sogar schon mit aufgenommen.

Überprüft werden sollte die Festsetzung unter Ziffer 11 des Textteils, mit der der gesamte Geltungsbereich betroffen
ist. Es sollte geprüft werden, ob diese Festsetzung erforderlich ist, wenn die Rasterlärmkarten mit freier
Schallausbreitung für die zweite Baureihe gar keine Überschreitungen zeigen ebenso wie, ob durch die geplanten
Baukörper in der ersten Baureihe entlang der Straße Überschreitungen in diesem Bereich möglich sind. Diese
Ausführungen sind immer unter dem Gesichtspunkt zu verstehen, dass nach Abwägung tatsächlich passive
Schallschutzmaßnahmen festgelegt werden.

Ergänzende Hinweise zur Abwägung:
- Die städtebauliche Lärmfibel – Hinweise für die Bauleitplanung, die vom Wirtschaftsministerium Baden-

Württemberg herausgegeben wurde, weist darauf hin, dass im Bereich zwischen dem in der Bauleitplanung
nach dem Verursacherprinzip möglichst einzuhaltenden schalltechnischen Orientierungswert der DIN 18005
und dem Immissionsgrenzwert der 16.BImSchV für die Gemeinden ein Planungsspielraum besteht. Die
Gemeinden können demnach auch ohne weitere Maßnahmen von den Orientierungswerten abweichen,
wenn eine plausible Begründung geliefert werden kann.
Es kann also für die Bereiche des Bebauungsplanes, in denen die Grenzwerte von 49/59 dB(A) eingehalten
werden, auf Lärmschutzmaßnahmen verzichtet werden, wenn in der Begründung plausible städtebauliche
Gründe vorgebracht werden.

- Die Anforderungen der 16. BImSchV sind Mindestanforderungen, bei deren Nichteinhaltung
Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden können. Im Bebauungsplanverfahren stellen sie die
Zumutbarkeitsschwelle dar.

Für die Bereiche, in denen diese Grenzwerte überschritten werden, sind weitere Maßnahmen erforderlich, wobei die
Höhe der Überschreitung in die Bewertung mit einfließen muss.
Gemäß dem Urteil des BVerwG 4 CN 2.06 vom 22.03.2007 müssen die für die Planung sprechenden städtebaulichen
Gründe umso gewichtiger sein, je weiter die Orientierungswerte der DIN 18005 überschritten werden und umso
mehr hat die Gemeinde die baulichen und technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, um
dies zu verhindern.

- Als erster nicht abwägbarer Sachverhalt ist zu prüfen, inwieweit die ermittelte Lärmbelastung
gesundheitsgefährdend ist. Wenn dies – wie hier – nicht der Fall ist, muss angestrebt werden, dass
Beeinträchtigungen im Plangebiet möglichst vermieden werden (Vermeidungsgrundsatz) bzw. geprüft
werden, ob eine angemessene räumliche Trennung (Trennungsgrundsatz) hergestellt werden kann. Hierbei
ist auch die Höhe der Überschreitungen in die Abwägung einzubeziehen.
Zu den zu prüfenden Aspekten und Maßnahmen zählen z.B. Lage des Plangebiets, Abstandsvergrößerung,
Gliederung des Baugebietes, aktive Schallschutzmaßnahmen wie Schallschutzwand/-wall, Riegelbebauung,
Grundrissgestaltung zur Bildung lärmgeschützter Freibereiche etc., kombinierte Maßnahmen etc.

380 kV-Freileitung
Ergänzung bzw. Korrektur zu Zifefr 8.6 auf den Seiten 20 und 21 der Begründung
Bei den uns vorliegenden Informationen aus den Gutachten zum Projekt 380 kV-Netzverstärkung Grafenrheinfeld-
Kupferzell-Großgartach (Vorhaben 20, Maßnahme 39, Abschnitt 3) der Transnet BW werden die Immissionswerte der
TA Lärm im Bestand am nächstgelegenen Immissionsort in Zweiflingen (Lissweg) im Nachtzeitraum nicht
überschritten. Und das Plangebiet hat einen größeren Abstand zur Leitungstrasse wie der relevante Immissionsort.
Da in dem Planfeststellungsverfahren entschieden wurde, bei Zweiflingen für den Ersatzneubau einen alternativen
Trassenverlauf mit einer größeren Entfernung zum Ort zu wählen, werden die Immissionsrichtwerte dann um mehr
als 10 dB(A) unterschritten, so dass Zweiflingen dann gar nicht mehr im Einwirkbereich der Anlage liegt.
Zu erwähnen wäre auch, dass bei dem alternativen Trassenverlauf die Werte für die magnetische Flussdichte und der
elektrischen Feldstärke so weit reduziert werden, dass die Grenzwerte der 26 BImSchV zu weniger als 1%
ausgeschöpft sind.

2. Naturschutz
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Unseren Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung wurde teilweise gefolgt.
Zu folgenden Punkten haben wir noch Anmerkungen:

Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wurde nun erstmals vorgelegt. Gemäß des Gutachtens werden durch das
Vorhaben keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ausgelöst.

Entgegen der Darstellung in der Abwägungstabelle ist in der Begründung weiterhin von der Zuordnung von
Ausgleichsmaßnahmen die Rede (Ziffer 8.1, S. 18). Wir regen an, dies zu korrigieren, da zum einen in einem Verfahren
nach § 13b BauGB keine Eingriffe entstehen können und auch tatsächlich keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen
sind.

Wir bedauern, dass unserer Anregung zur Begrünung der Grundstücke durch die Pflanzung von einem heimischen
Obst- oder Laubbaum pro angefangenen 400 m² Grundstücksgröße mit Verweis auf die teilweise sehr kleinen
Wohnbaugrundstücke nicht gefolgt wurde. Die Baugrundstücke haben eine durchschnittliche Größe von 525 m²,
wobei die Größen zwischen 360 m² und 880 m² liegen. Die Pflanzung eines Baumes pro angefangenen 400 m²
Grundstück wäre aus unserer Sicht durchaus zumutbar und sinnvoll, da sie zur Durchgrünung und damit auch der
Verbesserung der klimatischen Bedingungen des Gebietes beiträgt. Im Hinblick auf eine mögliche Konkurrenz zur
rechtlichen Verpflichtung, PV-Anlagen zu installieren, können entsprechende kleinwüchsigere Arten bestimmt
werden.

Wir bedauern, dass unserer Anregung zur Vergrößerung der Grünfläche im Süden des Gebietes nicht gefolgt wurde.
Selbst mit dem angrenzenden Verkehrsgrünstreifen entsteht hier nur ein schmaler Streifen, der kaum
Entwicklungsraum für die vorgesehene Baum- und Strauchpflanzung lässt.

Gemäß Begründung Ziffer 7.1 werden die Grünkonzeption und die grünordnerischen Maßnahmen sowie Pflanzgebote
für öffentliche und private Flächen im Zuge der Grünordnungsplanung im weiteren Verfahren konkretisiert. Da die
Unterlagen nun öffentlich ausgelegt wurden, regen wir an zu prüfen, ob eine weitere Konkretisierung vorgesehen ist
oder ob der Satz zu ändern wäre.

Ein Pflanzgebot für die im Plan dargestellte ‚private Grünfläche: Gartenland‘ wurde entgegen der Darstellung in der
Abwägungstabelle nicht in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. Es findet sich in Ziffer I 12.3 ‚Pflanzgebot auf
privaten Grundstücksflächen‘ lediglich eine Festsetzung für alle nicht bebauten Bereiche der Baugrundstücke, eine
spezielle Festsetzung für das Gartenland fehlt.

Wir regen an, einen Hinweis auf die stark gefährdete Ameisenart aufzunehmen, die im Bereich des Walnussbaums im
Norden des Gebiets vorkommt, und die in der Abwägungstabelle erläuterten Maßnahmen in den Textteil
aufzunehmen. Vorrang sollte der Erhalt des Baumes haben. Falls der Baum nicht erhalten werden kann, ist ein
gleichartiger Ersatz vorzusehen.

3. Straßenbauamt
Ergänzend zu unserer Stellungnahme vom 9.5.22 weisen wir darauf hin, dass eine Zufahrt zum Baugebiet über den
Wirtschaftsweg Flst. 342 nicht erfolgen kann. Bisher sind keine entsprechenden Aussagen oder planungsrechtliche
Festsetzungen enthalten, die dies zwingend ausschließen. Warum der südliche Fortsatz der Erschließungsstraße als
Wirtschaftsweg überhaupt angelegt werden muss, ist in der Begründung nicht dargestellt. Ein Bedarf aus dem
Plangebiet selbst ist nicht erkennbar, ein übergeordneter Bedarf ebenfalls nicht. Wir regen an, hier nur einen Geh-
und Radweg vorzusehen.

4. Abfallrecht
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung haben wir versehentlich darauf hingewiesen, dass ab einer voraussichtlich
anfallenden Menge von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub dem Landratsamt ein Abfallverwertungskonzept /
Bodenschutzkonzept vorgelegt werden muss.
Dieser Hinweis wurde nun in den Entwurf des BBP übernommen. Da ein Bodenschutzkonzept ist erst ab 0,5 ha Fläche
vorzulegen ist, sollte das Wort „/ Bodenschutzkonzept“ aus Ziffer III. 5 Textteil gestrichen werden.

5. Wasserwirtschaft
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Wir weisen darauf hin, dass für die Einleitung des Niederschlagswassers in den Pfahlbach gemäß § 8 Abs. 1 i.V.m. § 9
Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine wasserrechtliche Einleitungserlaubnis erforderlich ist. Da die
vorhandenen Regenwasseranlagen vom Baugebiet Pfaffenäcker genutzt werden sollen, muss die bestehende
wasserrechtliche Erlaubnis entsprechend angepasst werden (Entscheidung vom 16.08.2016). Hierfür ist rechtzeitig
bei der unteren Wasserbehörde ein Änderungsantrag zu stellen.
Für die Herstellung der öffentlichen Kanalisation ist nach § 48 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG)
wasserrechtliche Genehmigung erforderlich. Die Genehmigung kann im o.g. Wasserrechtsverfahren miterteilt
werden.
Die Antragsunterlagen hierfür sind 1-fach in Papierform und außerdem in digitaler Form, wenn möglich als separate
PDF-Dateien (möglichst aus der ursprünglichen Datei im OCR-Format abgespeichert und nicht als Scan) ohne
Untergliederung in Unterordner einzureichen.

6. Landwirtschaftsamt
Die Gemeinde Zweiflingen hat die Belange des Landwirtschaftsamtes aus unserer Stellungnahme vom 9.5.22 beachtet
und mit aufgenommen.
Wir weisen ergänzend darauf hin, dass das Plangebiet in der Flächenbilanzkarte als Vorrangfläche 1 ausgezeichnet ist.
In der Wirtschaftsfunktionenkarte ist die Fläche aufgrund der guten Bodenqualität als Vorrangflur 2 eingestuft. Um
die landwirtschaftlichen Belange entsprechend zu würdigen, regen wir an,  die Begründung um die Flurbilanz zu
ergänzen.

Mit freundlichen Grüßen

Landratsamt Hohenlohekreis
Umwelt- und Baurechtsamt
Allee 17   74653 Künzelsau
Tel.  07940  18-1364

@hohenlohekreis.de
www.hohenlohekreis.de
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Von:  (RPS) < @rps.bwl.de>
Gesendet: Montag, 2. Januar 2023 10:59
An:
Betreff: STN Ref. 21 zu BPL Am Ailhof, Zweiflingen

Sehr geehrte ,
Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterlagen wurden ins Intranet eingestellt und damit den von
Ihnen benannten Fachabteilungen im Hause zugänglich gemacht.

Nach dem vorgelegten Formblatt handelt es sich um einen entwickelten Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB.
Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 11.03.2021 erhalten Sie bei entwickelten Bebauungsplänen keine
Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidiums. Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen – bei Bedarf –
jeweils direkt Stellung.

Raumordnung

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 05.04.2022. Gegen das Vorhaben bestehen weiterhin keine Bedenken.

Allgemein weisen wir auf Folgendes hin:

Neben § 1 Abs. 3, Abs. 5 und § 1a Abs. 2 BauGB ist aus raumordnerischer Sicht insbesondere auf § 1 Abs. 4 BauGB
bzw. § 4 Abs. 1 ROG hinzuweisen. Danach sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, wie in der Regel
Bauleitplänen, die Ziele der Raumordnung zu beachten und die Grundsätze der Raumordnung im Rahmen der
Abwägung zu berücksichtigen.

Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan Hochwasser, den
Landesentwicklungsplan 2002 und den Regionalplan zu legen.

Insbesondere im Hinblick auf die erstgenannte Rechtsverordnung weisen wir auf die erheblichen Prüfpflichten (Ziel
der Raumordnung) – insbesondere Starkregenereignisse betreffend – und die dort genannten Grundsätze, die bei der
Abwägung zu berücksichtigen sind, hin.

Darüber hinaus sind die in den Regionalplänen festgelegten Ziele zur Bruttowohndichte umzusetzen.

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach
Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form an das Postfach
KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch
den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.

Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungspräsidiums sind:

Abt. 3 Landwirtschaft

@rps.bwl.de
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Abt. 4 Mobilität, Verkehr, Straßen

Referat_42_SG_4_Technische_Strassenverwaltung@rps.bwl.de

Abt. 5 Umwelt

@rps.bwl.de

Abt. 8 Denkmalpflege

@rps.bwl.de

Mit freundlichen Grüßen

Regierungspräsidium Stuttgart
Referat 21 - Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz
Ruppmannstr. 21
70565 Stuttgart

Telefon: 
Fax:        
E-Mail: @rps.bwl.de
Internet: www.rp-stuttgart.de

Bitte prüfen Sie der Umwelt zuliebe, ob ein Ausdruck der elektronischen Nachricht erforderlich ist.
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplanverfahren "Am Ailhof", Gemeinde Zweiflingen, Hohenlohekreis  
(TK 25: 6723 Öhringen)   
  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
und der Nachbarkommunen nach § 2 Abs. 2 BauGB 
 
Ihr Schreiben Az. 621.41/TW vom 24.11.2022  
 
Anhörungsfrist 05.01.2023 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Anlässlich der Offenlage des o. g. Planungsvorhabens verweisen wir auf unsere frühere 
Stellungnahme (Az. 2511 // 22-01126 vom 01.04.2022) zur Planung. 
 
Die dortigen Ausführungen gelten sinngemäß auch weiterhin für die in der Offenlage 
modifizierte Planung. 
 
Insbesondere die vom LGRB vorgebrachten geotechnischen Hinweise und Anregungen 
wurden bereits in Ziffer III.6 des Textteiles zum Bebauungsplan (Stand 25.10.2022) 
übernommen. 
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Von: lnv-hohenlohe@gmx.de
Gesendet: Montag, 16. Januar 2023 15:19
An:
Betreff: Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren "Am Ailhof", Zweiflingen

16.1.23

Bebauungsplanverfahren „Am Ailhof“, Zweiflingen
Ihr Schr. v. 24.11.22, Az.:621.41/TW

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir danken für die Beteiligung am Verfahren und für die gewährte Fristverlängerung und haben zur Planung noch
folgende Anmerkungen:

-Uns ist entlang der Westgrenze ein durchgehender Grünstreifen als Puffer zum Graben (Gewässer 2.Ordnung)
weiterhin wichtig. Ein randlicher gehölzbestandener Grünstreifen wäre auch als Abschirmung gegenüber der
Pfahlbacher Straße sinnvoll.

-Beim Baum südöstlich der Parkplätze im Norden handelt es sich gem. S.7 der SaP um den Walnussbaum mit dem
Vorkommen einer stark gefährdeten Ameisenart. Eine Pflanzbindung für den Baum wäre schon aus diesem Grund
wichtig. Zumindest ein Pflanzgebot (wie im Vorentwurf) vorsehen, auf das der vorhandene Baum angerechnet
werden kann und bei einer unumgänglichen Rodung des Baumes, dessen Holz an geeigneter Stelle lagern (gem.
Abwägungstabelle S.7).

-Für die Pflanzgebote Zeitangaben nennen.

-Angaben zur im Plan dargestellten „privaten Grünfläche: Gartenland“ im Textteil mit aufnehmen (s. auch S.8 der
Abwägungstabelle).

-Die in der Begründung bei der Regenwasserbewirtschaftung (S.8,9) erwähnten Baumrigolen und
Regenwasserzisternen zur dezentralen Rückhaltung des Regenwassers verbindlich festsetzen. Angesichts des
Klimawandels mit zunehmenden Trockenzeiten und Starkregenereignissen usw. werden solche Maßnahmen immer
nötiger.
Die auf S.8 der Begründung erwähnte Abbildung 9 haben wir nicht gefunden.

-Wir sehen wegen der zulässigen Versiegelungen von mehreren tausend Quadratmetern Boden und des
Klimawandels und ungebremsten Rückgangs der Biodiversität  (s.Insektensterben) nach wie vor gegensteuernde
Maßnahmen außerhalb des Baugebiets als erforderlich an.

Mit freundlichen Grüßen

LNV Arbeitskreis Hohenlohekreis

Email: lnv-hohenlohe@gmx.de




